
zwei Jahren fällig, die Quotenerhöhung des 
IMF im nächsten Jahr. Der Crash des 19. Ok­
tober vergangenen Jahres an den Börsen 
hatte sich nicht auf die Konjunktur ausge­
wirkt. In diesem Jahr verzeichnen die Indu­
strieländer sogar einen beachtlichen Auf­
schwung; das Sozialprodukt steigt zwischen 
3,5 und 4 Prozent. Der IMF mußte seine Pro­
gnosen um 1,1 Prozentpunkte gegenüber 
seiner letzten Schätzung im April nach oben 
korrigieren. Die Schuldsumme der Dritten 
Welt war zwar weiter auf über 1,2 Billionen 
US-Dollar gestiegen, der Schuldendienst im 
Verhältnis zu den Exporterlösen der Entwick­
lungsländer wird aber in diesem Jahr zum 
ersten Mal wieder leicht rückläufig sein. Im 
übrigen stehen die Präsidentschaftswahlen 
in den USA bevor. Es gab also für Machtpo­
litiker keine besondere Veranlassung und 
Dringlichkeit für grundlegende Entscheidun­
gen. Die Stimmverhältnisse bei IMF und 
Weltbank haben auch dafür gesorgt, daß die 
Entwicklungsländer hier ihre Forderungen 
beträchtlich zurückschrauben. So können 
sie sich zum Beispiel noch immer nicht auf 
ein Entschuldungsverfahren einigen, etwa 
eine Begrenzung des Schuldendiensts auf 
eine volkswirtschaftlich zumutbare Ober­
grenze. 

Eröffnung der 'fünften Dimension' 
In fünf Bereichen tat sich im Berliner Interna­
tionalen Kongreßzentrum (ICC) Bemerkens­
wertes. 
• Auf Initiative des Geschäftsführenden Di­
rektors des IMF, Michel Camdessus, fand 
nach fast 15 Jahren zum ersten Mal wieder 
eine Diskussion über die Notwendigkeit einer 
Weltwährungsreform statt. Hintergrund sind 
die gigantischen Handelsbilanzdefizite des 
Leitwährungslands USA. Die Forderung 
nach einem neuen »Anker« (Camdessus) 
wurde besonders von den Entwicklungslän­
dern (Gruppe der 24), von Frankreich und 
Japan aufgegriffen. Aber die Diskussion be­
wegte sich noch auf einer »akademischen 
Vorstufe«, wie Bundesbankpräsident Karl-
Otto Pohl feststellte. 
• Gefeilscht wurde um eine sogenannte >Er-
weiterung< des Menü-Ansatzes beim Schul­
dendienst. Es geht um die Schuldenstrei­
chung mit >marktkonformen< Methoden, also 
um die Weitergabe der Differenz zwischen 
Kurs- und Nennwert bestehender Schuldtitel 
an die Schuldnerländer durch entsprechen­
de Reduzierung des Nennwerts der Schuld­
titel. Der Kurswert von Entwicklungsländer­
schulden auf den sogenannten Sekundär­
märkten liegt derzeit durchschnittlich bei 
etwa 50 Prozent vom Nennwert. Die Banken 
verlangen nun nach dem Vorbild des Mexi­
ko-Modells staatliche Garantien für Schul­
den, die auf einen niedrigeren Nennwert um­
gewandelt werden. In Berlin lehnten die Re­
gierungen der wichtigsten Industrieländer ei­
nen »Transfer des Risikos von den Privaten 
auf den Staat« kategorisch ab. 
• Erneut sorgte Japan für Überraschungen. 
Der japanische Delegationsleiter Satoshi Su-
mita, Gouverneur der Bank von Japan, be­
richtete, daß Japan die Ankündigung vom 
vergangenen Jahr, 30 Mrd Dollar aus seinen 
Handelsüberschüssen in die Dritte Welt zu-
rückzuschleusen, zu vier Fünfteln realisiert 
habe. Japan wird bald die 10-Mrd-Dollar-

Grenze für Leistungen der öffentlichen Ent­
wicklungshilfe (ODA) überschritten haben, 
zweieinhalbmal so viel wie die Bundesrepu­
blik Deutschland und mehr als die USA. Beim 
Sonderprogramm für die von der Verschul­
dung am härtesten getroffenen afrikanischen 
Länder wird die japanische Regierung prak­
tisch alle Schulden gegenüber japanischen 
Geschäftsbanken übernehmen. Die Bundes­
regierung erklärte sich lediglich bereit, bis zu 
50 Prozent des Zinsendienstes für entspre­
chende Kredite deutscher Banken (es han­
delt sich überwiegend um Handelskredite, 
die von der staatlichen Hermes-Versiche­
rung garantiert sind) zu übernehmen. Der Fi­
nanzminister möchte darüber hinaus diesen 
Zinszuschuß dem BMZ-Haushalt anlasten, 
was zu einer weiteren Verringerung der Ent­
wicklungszahlungen führen würde. Sumita 
kündigte schließlich noch an, Japan werde 
sich mit weichen, lieferungebundenen Kredi­
ten an der Finanzierung von IMF-Strukturan­
passungsprogrammen beteiligen. 
• Schon bei der Frühjahrstagung hatte Mini­
ster Klein eine bundesdeutsche Initiative im 
Bereich des Umweltschutzes angekündigt. 
Bundeskanzler Kohl hatte sich beim Wirt-
schaftsgipfel in Toronto dann für den Schul­
denerlaß zugunsten von Umweltschutzmaß­
nahmen ausgesprochen. Seine Ausführun­
gen stützte Kohl damals auf ein Gutachten 
des Leiters des Arnold-Bergstraesser-Insti-
tuts in Freiburg, Dieter Oberndörfer. In Berlin 
war von der Initiative allerdings wenig übrig 
geblieben. Die Vorschläge von Oberndörfer 
bezeichnete Minister Klein als »nicht sehr in­
telligent«. Die Bundesregierung beschränkte 
sich darauf mitzuteilen, daß sie weitere 
150 Mill DM für Umweltschutzprojekte be­
reitgestellt hätte; es handelt sich nicht um 
zusätzliche Mittel, sondern um eine Umver­
teilung innerhalb des Entwicklungshaus­
halts. Die Schau stahl Klein der kanadische 
Finanzminister Michael Wilson, der mit ei­
nem Vier-Punkte-Vorschlag zur Umweltpoli­
tik nach Berlin kam. Zwei Vorschläge wurden 
übernommen; einmal soll die Weltbank jähr­
lich einen Bericht über die Umweltauswir­
kungen ihrer Aktivitäten veröffentlichen, und 
zum zweiten soll sie sich mehr der Expertise 
von Nichtregierungsorganisationen bedie­
nen. Die Vorschläge, die Weltbank solle be­
sondere Umweltkriterien für Energie-, Vieh­
zucht-, Forst- und Straßenprojekte entwik-
keln und sie solle innovative Wege ermitteln, 
den Naturschutz in den Entwicklungsländern 
zu finanzieren (zum Beispiel durch Schulden­
erlaß), blieben auf der Strecke. 
• In Berlin wurde schließlich ein Tabu der 
multilateralen Banken durchbrochen, sich 
nie an Umschuldungen zu beteiligen. Zum 
ersten Mal sollen nun teure Kredite der Welt­
bank mit Krediten zu IDA-Konditionen be­
zahlt werden. Im Weltbankjargon heißt dieser 
Kreditschalter die »fünfte Dimension« der 
Weltbank. In den Genuß dieser neuen Di­
mension sollen Länder kommen, die heute 
nur noch IDA-Kredite bekommen, vor Jahren 
aber auch noch Weltbankkredite, die sie im­
mer noch zurückzahlen. Für die Zinszahlun­
gen aus diesen alten Weltbankkrediten er­
halten sie nun weiche IDA-Kredite. Das Geld 
für diese Darlehen entnimmt die Weltbank 
wiederum dem IDA-Schuldendienst ihrer 
Kreditkunden. 

Aus der Perspektive der Arbeiter an den För­
derbändern der Goldminen gab es bei der 
Berliner Jahrestagung einige Neuigkeiten, 
aber aus der Sicht des 1,2 Billionen Dollar 
hohen Abraumberges keine Veränderung. 

Konrad Melchers • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Flüchtlinge im Südlichen Afrika: Konferenz der 
OAU in Oslo — Kooperation mit den Vereinten 
Nationen — Apartheidsystem als Ursache des 
Problems (31) 

Millionenheer Entwurzelter 
Annähernd 5 Millionen Menschen sind allein 
in Angola und Mosambik Vertriebene im ei­
genen Land — Entwurzelte, die im Zuge krie­
gerischer Auseinandersetzungen ihre Heim­
stätten verlassen mußten, die freilich vom 
herkömmlichen Begriff des »Flüchtlings« 
nicht erfaßt werden. Im Südlichen Afrika stel­
len die (Staatsgrenzen überschreitenden) 
Flüchtlinge nur rund ein Fünftel all jener, die 
sich auf der Flucht befinden. 
Entsprechend umfassend war die Themen­
stellung der Internationalen Konferenz über 
die Not der Flüchtlinge, Rückkehrer und Ver­
triebenen im Südlichen Afrika (International 
Conference on the Plight of Refugees, Retur­
nees and Displaced Persons in Southern 
Africa, SARRED), die vom 22. bis 24. August 
1988 in Oslo stattfand. Veranstalter der Ta­
gung in der norwegischen Hauptstadt war 
die Organisation der Afrikanischen Einheit 
(OAU) in enger Zusammenarbeit mit dem 
UN-Generalsekretär und dem Hohen Kom­
missar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
(UNHCR). Den von den Staats- und Regie­
rungschefs der OAU auf ihrer 23. Tagung 
Ende Juli 1987 in Addis Ababa gefaßten Be­
schluß zur Abhaltung einer derartigen Konfe­
renz sowie die positive Stellungnahme des 
Exekutivausschusses des Programms des 
UNHCR hierzu (UN Doc. A/42/12/Add.1, 
Ziff.209) hatte die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen in ihrer Resolution 
42/106 vom 7. Dezember 1987 begrüßt und 
den UN-Generalsekretär damit beauftragt, 
die Vorbereitung und Durchführung der Kon­
ferenz nach Kräften zu unterstützen. Die Ko­
sten der SARRED wurden von der OAU, den 
Vereinten Nationen und den skandinavi­
schen Staaten gemeinsam getragen. Ihr The­
ma waren die mehr als 6 Millionen Flüchtlin­
ge, Rückkehrer und Vertriebenen in den neun 
Mitgliedstaaten der Koordinierungskonfe­
renz für die Entwicklung des Südlichen Afrika 
(Southern African Development Co-ordina­
tion Conference, SADCC): Angola, Botswa­
na, Lesotho, Malawi, Mosambik, Sambia, 
Simbabwe, Swasiland und Tansania. Die Si­
tuation wurde in der für die Konferenz erstell­
ten Dokumentation ausführlich beschrieben; 
allerdings waren die Daten bei Beginn der 
Tagung auf Grund neuer Flüchtlingsströme 
bereits teilweise überholt. Auf die einzelnen 
Staaten verteilen sich die Flüchtlinge, Rück­
kehrer und Vertriebenen wie folgt: 

— Angola: 92 000 Flüchtlinge, über 1,5 Mil­
lionen Vertriebene; 

— Botswana: 5 225 Flüchtlinge; 
— Lesotho: 4 000 Flüchtlinge, 1 500 Rück­

kehrer; 
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— Malawi: über 600 000 Flüchtlinge; 
— Mosambik: 3,3 Millionen Vertriebene, 

55 000 Rückkehrer; 
— Sambia: 136 000 Flüchtlinge; 
— Simbabwe: 166 250 Flüchtlinge, über 

1 000 Rückkehrer; 
— Swasiland: 34 000 registrierte, 100 000 

nichtregistrierte Flüchtlinge; 
— Tansania: 72 000 Flüchtlinge. 
Am stärksten betroffen sind Angolaner und 
Mosambikaner. So beinhalten obige Flücht­
lingszahlen 97 000 Angolaner in Sambia. Alle 
hier erfaßten Flüchtlinge in Malawi und Tan­
sania stammen aus Mosambik. In Sambia 
halten sich 30 000, in Simbabwe 66 000 und 
in Swasiland 123 000 Flüchtlinge aus Mo­
sambik auf. Andere Flüchtlinge kommen aus 
Südafrika und aus Namibia: 69 000 namibi­
sche und 10 000 südafrikanische Flüchtlinge 
sind es allein in Angola. 
Die SARRED verfolgte vier konkrete Ziele: 
Erstens sollte die internationale Gemein­
schaft auf die Situation im Südlichen Afrika 
aufmerksam gemacht werden. Zweites Ziel 
war, eine striktere Befolgung der Prinzipien 
der Lastenteilung und der internationalen 
Solidarität zu erreichen. Drittens sollten zu­
sätzliche Finanzmittel für die betroffenen 
Staaten mobilisiert werden, und viertens soll­
te auf der Konferenz ein Aktionsplan mit kon­
kreten Maßnahmen für die Region erarbeitet 
und verabschiedet werden. Die SARRED 
stellte insofern eine Premiere dar, als erst­
mals auf einer internationalen Konferenz die 
Probleme der Flüchtlinge (refugees), Rück­
kehrer (returnees) und Vertriebenen (internal­
ly displaced persons) gemeinsam themati­
siert wurden. 

Erklärung von Oslo 
Auf der Schlußsitzung der SARRED am 
Nachmittag des 24. August wurde im Kon­
sens eine Deklaration (»Erklärung von Oslo<) 
und ein Aktionsplan angenommen. Die 
Hauptursachen (root causes), die nötigen 
Hilfsmaßnahmen der Staatengemeinschaft 
entsprechend ihrer Verantwortlichkeit (global 
responsibility), dauerhafte Lösungsvorschlä­
ge (durable solutions) und deren Durchfüh­
rung (evaluation machinery) sind die zentra­
len Aspekte des Dokuments. Des weiteren 
erhielt der UN-Generalsekretär den Auftrag, 
»angesichts des Fehlens einer Institution im 
Rahmen der Vereinten Nationen, die sich 
speziell mit den Problemen und der Unter­
stützung der Vertriebenen befaßt , . . . Unter­
suchungen und Beratungen vorzunehmen, 
um eine zügige Verwirklichung und umfas­
sende Koordination von Hilfsprogrammen 
für diese Menschen sicherzustellen«. 
Als Hauptursachen für die alarmierende Si­
tuation der Flüchtlinge, Rückkehrer und Ver­
triebenen im Südlichen Afrika benennt die 
Deklaration die Apartheidpolitik Südafrikas, 
dessen illegale Besetzung Namibias, dessen 
Politik der »direkten und indirekten Gewalt­
akte« in der Region sowie dessen Destabili-
sierungspolitik. Dazu verursache das »Ban­
ditentum von außen unterstützter Stellvertre­
ter-Bewegungen« große Ströme von Flucht 
lingen und Vertriebenen. 
Die einzige langfristige und dauerhafte Lö­
sung des Problems bestehe in der »vollstän­
digen Abschaffung der Apartheid«, wofür 
»politische und andere Maßnahmen« ergrif­

fen werden müßten. Kurz- und mittelfristig 
erreichbare »dauerhafte Lösungen« seien: 
> die »freiwillige Repatriierung von Flücht­

lingen und Rückkehr von Vertriebenen«, 
> »lokale Integration« der Flüchtlinge in ih­

ren Gastländern und 
> die »Wiederansiedlung in Drittländern«, 

falls die Sicherheit der Flüchtlinge in de­
ren Erstasylland nicht gewährleistet wer­
den kann. 

Die Deklaration betont die Notwendigkeit der 
Koordination von Soforthilfe, Wiederaufbau­
hilfe und Entwicklungshilfe, um die Selbst­
versorgung der Flüchtlinge, Rückkehrer und 
Vertriebenen zu fördern. Damit würden die 
Belastungen für Gast- und Herkunftsländer 
verringert. Die Staatengemeinschaft solle 
gemäß dem Prinzip der internationalen Soli­
darität und Lastenteilung zusätzliche Hilfe für 
die betroffenen Länder mobilisieren, denn 
die Lage der Flüchtlinge, Rückkehrer und 
Vertriebenen unterliege einer »globalen Ver­
antwortlichkeit«. Um eine effektive Hilfe zu 
erreichen, empfiehlt der Aktionsplan eine 
multisektorale enge Zusammenarbeit ent­
sprechender Hilfsorganisationen und Pro­
gramme der UN, so des UNHCR, des Welt­
ernährungsprogramms (WFP), des Entwick­
lungsprogramms (UNDP), des Kinderhilfs-
werks (UNICEF), der Ernährungs- und Land­
wirtschaftsorganisation (FAO) und der Welt­
gesundheitsorganisation (WHO). Die priva­
ten Hilfsorganisationen (NGOs) seien in diese 
Zusammenarbeit einzubeziehen. 
Während der Konferenz wurden nur begrenzt 
finanzielle Hilfsleistungen zugesagt: Großbri­
tannien stellte 2 Mill Pfund bereit, die USA 
versprachen 10,5 Mill US-Dollar, und Kana­
da beteiligte sich mit 4,2 Mill US-Dollar. 

Zusammenwirken von OAU und UN 
Zur Teilnahme an der SARRED waren alle 
Mitgliedstaaten der UN, die von der OAU 
anerkannten Befreiungsbewegungen sowie 
zwischenstaatliche und private Hilfsorgani­
sationen aufgerufen. Rund 100 Delegationen 
— 87 davon von Staaten — mit etwa 
600 Teilnehmern waren bei der Eröffnungs­
sitzung der SARRED anwesend. Diese ver­
zögerte sich sodann um eine Stunde; Grund 
war die Abreise der marokkanischen Delega­
tion aus Protest gegen die Teilnahme einer 
Vertretung der Arabischen Demokratischen 
Republik Sahara. 
Folgende fünf in der Tagesordnung vorgege­
benen Punkte wurden in den zahlreichen Re­
debeiträgen der Konferenz angesprochen: 
• Hauptursachen der Fluchtbewegungen; 
• Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Ver­

triebene; 
• Bedürfnisses dieses Personenkreises; 
• Hilfsleistungen an die betroffenen Staa­

ten; 
• Soforthilfe und Entwicklungshilfe. 
In der Identifikation der Hauptursache der 
Fluchtbewegungen bestand breite Einigkeit: 
die »Totale Nationale Strategie« der südafri­
kanischen Minderheitsregierung mit ihren 
nationalen und regionalen, direkten und indi­
rekten Konsequenzen sozialer Destabilisie-
rung. Der wesentliche Unterschied zwischen 
Flüchtlingen aus Südafrika und aus Namibia 
zu der Lage der Angolaner und Mosambika­
ner sei, daß letztere »wegen des Terroris­
mus, nicht aus Opposition zu ihrer Regierung 

fliehen«, so Pascoal Mocumbi, Außenmini­
ster Mosambiks. Weitgehender Konsens be­
stand auch darin, daß Vertriebene wie 
Flüchtlinge aus den gleichen Gründen flie­
hen. 
Die Sprecher der Frontstaaten wiesen auf die 
Sicherheitsrisiken für Flüchtlinge in grenzna­
hen Lagern hin; hervorgerufen werden sie 
durch Übergriffe (cross-border raids) der 
südafrikanischen Streitkräfte. Einen Ausweg 
böte die Umsiedlung von Flüchtlingen in si­
cherere Lager im Landesinneren, oder 
— insbesondere im Falle Lesothos — die 
Suche nach einem Drittland. 
Praktisch übergangen wurde der neuartige 
Ansatz zur Vermeidung neuer Flüchtlings­
ströme (vgl. VN 1/1987 S.26ff.) aus dem Jah­
re 1986. Auch wenn Flüchtlingskommissar 
Jean-Pierre Hocke für das »Erreichen wirkli­
cher Prävention« die »Beseitigung der 
Hauptursachen für Flüchtlingsströme« zur 
Vorbedingung machte, so blieb diese UN-
Initiative ungenutzt; offensichtlich wird sie 
von den Beteiligten als für die Lage im Süd­
lichen Afrika wenig relevant beurteilt. 
Der Vorschlag des OAU-Vorsitzenden Mous-
sa Traore, über den Generalsekretär der 
OAU, der bereits mit der Hilfe an Flüchtlinge 
beauftragt sei, Hilfsleistungen an afrikani­
sche Flüchtlinge und Vertriebene zu kanali­
sieren, fand auf der Konferenz nicht die an­
gestrebte Unterstützung. Das UN-System 
wurde von nahezu allen Sprechern für diese 
Aufgabe bevorzugt. Hinsichtlich der Hilfe an 
Vertriebene bewegten sich die Vorschläge 
zwischen der Schaffung einer neuen UN-
Institution und der Nutzung bereits beste­
hender Organe. 

In der zentralen Frage der Unterstützung der 
Vertriebenen ist der Auftrag an den General­
sekretär der Vereinten Nationen erheblich 
zurückhaltender ausgefallen, als es im Ent­
wurf stand. Dort war noch die »Errichtung 
einer Institution innerhalb des UN-Systems 
zur Behandlung des Problems der Vertriebe­
nen und der Unterstützung an diese« vorge­
sehen, wovon im verabschiedeten Aktions­
plan nicht mehr die Rede ist. Doch auch ohne 
die in der Tat vermeidbare Schaffung einer 
neuen UN-Einrichtung wird der Weltorgani­
sation künftig eine wichtige Rolle bei der 
Umsetzung des Aktionsplans zukommen, 
zumal ihn sich die Generalversammlung in 
diesem Herbst förmlich zu eigen machen 
wird. 

Roland Richter • 

Internationale Drogenbekämpfung: Unerwartete 
Hindemisse für geplante neue Konvention — Kon­
ferenz nach Wien einberufen (32) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 2/ 
1985 S.67f. fort. Vgl. auch VN 3/1987 S. 
82f.) 

Der Plan einer neuen Konvention gegen den 
illegalen Drogenverkehr ist die Reaktion der 
internationalen Gemeinschaft auf die drama­
tische Verschlechterung der Drogensituation 
in der ganzen Welt seit Beginn dieses Jahr­
zehnts. Auf die Heroinwelle der siebziger 
Jahre in den westlichen Verbraucherländern 
folgte die Kokainwelle der achtziger Jahre. 
Während die Heroinsucht vor allem das indi­
viduelle Leben junger Menschen überall in 
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